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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Umweltforderungsgesetz
geandert wird;
Begutachtung; Stellungnahme

Zu dem Ubermittelten Gesetzesentwurf nimmt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst

wie folgt Stellung:

I. Allgemeines

1. In Hinblick auf die duRerst knapp bemessene Begutachtungsfrist wird darauf hinge-
wiesen, dass die Begutachtungsfrist bei Gesetzesvorhaben im Regelfall sechs Wochen zu
betragen hat (vgl. § 9 Abs. 3 der WFA-Grundsatz-Verordnung, BGBI. Il Nr. 489/2012; Rund-
schreiben vom 2. Juni 2008, BKA-600.614/0002-V/2/2008).

2. Es wird angeregt, kiinftig bereits in das Aussendungsschreiben einen Hinweis auf-
zunehmen, ob bzw. inwieweit das Vorhaben dem Konsultationsmechanismus (vgl. die
Vereinbarung zwischen dem Bund, den Landern und den Gemeinden Uber einen Konsul-
tationsmechanismus und einen kiinftigen Stabilitatspakt der Gebietskérperschaften,
BGBI. | Nr. 35/1999) unterliegt.
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3. Es wird darauf hingewiesen, dass die Ubereinstimmung des im Entwurf vorliegenden
Bundesgesetzes mit dem Recht der Europdischen Union vornehmlich vom do. Bundes-

ministerium zu beurteilen ist.

Il. Inhaltliche und legistische Bemerkungen

Allgemeines:

Zu legistischen Fragen wird allgemein auf die Internet-Adresse

https://www.bka.gv.at/agenda/verfassung/legistik.htm!* hingewiesen, unter der insbesondere

die Legistischen Richtlinien 19902, die Richtlinien fuir die Verarbeitung und die Gestaltung
von Rechtstexten (Layout-Richtlinien)? und verschiedene, legistische Fragen betreffende
Rundschreiben des Verfassungsdienstes zuganglich sind.

Zum Titel:

Der Titel der Novelle ist mit der Formatvorlage 11_Titel zu formatieren.

Zum Einleitungssatz:

Die letzte Novelle des Umweltforderungsgesetzes diirfte durch das Budgetbegleitgesetz
2022, BGBI. I Nr. 202/2021, erfolgt sein.

Zu Z 1 (Titel):

In der Novellierungsanordnung 2 heiRt es — ganz zutreffend — nicht ,§ 1 Z 2 des Bundes-
gesetzes lautet:”, sondern ,,§ 1 Z 2 lautet:“. Dementsprechend muss es , Der Titel lautet:“

(und nicht: ,,Der Titel des Bundesgesetzes lautet:“) heillen.

Wenn der Titel neu gefasst wird, sollte die Gelegenheit genutzt werden, Kommata und
Konjunktionen dem Grundsatz der Monosyndetie entsprechend zu setzen (diesbezlglich
ist bereits der Titel der Stammfassung fehlerhaft). Das Bundesgesetz hat — seinem Titel
zufolge — zwei Gegenstande: die Forderung bestimmter MaRnahmen und das 6sterreichi-

sche JI/CDM-Programm fir den Klimaschutz; diese beiden Gegenstande sind zutreffend

1 Zur Aktivierung von Links (wie diesem) in PDF/A-Dokumenten vgl.
https://lwww.ag.bka.gv.at/at.gv.bka.wiki-bka/index.php/Link-Aktivierung_in_PDF/A-Dokumenten.

2 https://www.bka.gv.at/dam/jcr:f4301575-c575-403b-9300-a7dc01ec1a51/legrl1990.pdf
3 https://www.bka.gv.at/dam/jcr:ede84206-8d48-4ce3-bdc5-c9chc0f24fb5/layout_richtlinien.doc
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durch die Konjunktion ,,sowie” einander gegenlibergestellt. Bei den erwdahnten Malinah-
men werden zunachst bestimmte Bereiche aufgezahlt und sodann ,,[ergdnze: Malinah-
men] zum Schutz der Umwelt im Ausland” genannt. In Entsprechung des Grundsatzes der
Monosyndetie muss zwischen dem vorletzten und dem letzten Aufzahlungsglied (im vor-
liegenden Fall also zwischen dem vorletzten und dem letzten der aufgezdhlten Bereiche)
eine Konjunktion gesetzt werden; das Komma nach dem Wort ,Flachenrecyclings” ist also
durch ein ,und” zu ersetzen (das Wort ,einschlieRlich” hatte dabei zu entfallen, vgl. die
Schreibweise in § 1 Z 4 des Entwurfs). Alternativ konnte gepriift werden, den Langtitel ins-
gesamt kirzer zu fassen, zumal auch im Kurztitel mit dem Ausdruck ,,Umweltforderung”

der wesentliche Inhalt gut zum Ausdruck kommt.

2uz2(§122),3(§123),4(§124)und5(§1Z4und5):

Es wird angeregt, die Novelle zu nutzen, um die Aufzdhlung in § 1 sprachlich zu liberarbei-
ten. Einerseits sollte die — begriiRenswerter Weise — als durchgehender Satz formulierte
Aufzahlung nicht durch einen Doppelpunkt und durch Strichpunkt fragmentiert werden;
andererseits entsprache es — wiederum — dem Grundsatz der Monosyndetie, am Ende der
Z 4 eine Konjunktion zu setzen. Weiters ware sprachlich die Formulierung ,,der Schutz”
dem an Telegrammstil gemahnenden ,Schutz” vorzuziehen. Es werden daher die folgen-

den Formulierungen vorgeschlagen:

2. Im Einleitungsteil des § 1 entfillt der Doppelpunkt.

3. In§ 1 Z I wird das Wort ,,Schutz® durch die Wortfolge ,,der Schutz* und der Strichpunkt am Ende der Ziffer
durch einen Beistrich ersetzt.

4.5 172 lautet:
,,2. der Schutz ...«

5.In§ 1Z 3 wird das Wort ,,Schutz* durch die Wortfolge ,,der Schutz®, das Wort ,,gemeinschaftsrechtlicher*
durch das Wort ,unionsrechtlicher” und der Strichpunkt am Ende der Ziffer durch einen Beistrich ersetzt; die
Wortfolge ,,materielle und immaterielle Leistungen bei* entfdllt.

6. In §1 Z4 wird das Wort ,Schutz” durch die Wortfolge ,der Schutz“ und der Ausdruck
»(Altlastensanierung).” durch die Wortfolge ,sowie durch MaBnahmen zur Nachnutzung von Standorten in
Ortsgebieten (Altlastensanierung und Flachenrecycling) und* ersezzt.

7. Dem § 1 wird folgende Z 5 angefiigt:

... der Schutz ... .
Im Ubrigen stellt sich die Frage, ob es nicht inhaltlich zutreffend und dazu iibersichtlicher
ware, nach dem Klammerausdruck ,,(Altlastensanierung)”in § 1 Z 4 die Wortfolge ,,sowie
durch MalRnahmen zur Nachnutzung von Standorten in Ortsgebieten (Flachenrecycling)”

einzufiigen.
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ZuZ6(§2 Abs. 2):

Das Komma nach dem Ausdruck ,,im Sinne der [...] Kreislaufwirtschaft” hat zu entfallen.

Im zweiten Satz ware entweder einheitlich die Praposition ,,auf” zu wiederholen oder aber

nicht zu wiederholen (sodass es also ,sowie die Abfederung [...]“ heilen musste.

Im Interesse der Ubersichtlichkeit und Lesbarkeit wird empfohlen, die Novellierungs-

anordnungen in zwei Ziffern zu treffen:

8. In § 2 Abs. 2 erster Satz wird [...] eingefiigt.

9. In § 2 Abs. 2 zweiter Satz wird das Wort [ ...] und die Wortfolge [ ...] ersetzt; nach dem Wort ,,Technologien*
wird [...] eingefiigt.

Zuz7(§3 Abs. 2):

Unklar ist, was unter ,geeigneten Fallen” zu verstehen ist; aus den Erlduterungen ergibt

sich dazu nichts.

ZuZ9(§5):

Unklar ist, wieso die Aufzahlungsglieder durchgehend mit der Konjunktion ,oder” ver-
bunden werden. Es sollte gepriift werden, ob hier nicht eine Ersetzung durch ,,und”
(zweimal in Z 1 lit. b) und ,,sowie” (Schlussteil der Z 1) das Gemeinte zutreffend zum

Ausdruck bringt.

Das Komma vor dem ,,oder” (richtig wohl: ,,und“) am Ende der Z 1 lit. b hat ebenso zu

entfallen wie das Komma im Schlussteil der Z 1.

Es sollte besser ,gemal den §§ 35 bis 47 heilden.

ZuZ10(§6Abs.1Z3,5und6)und 11 (§ 6 Abs. 1aZ 3, 5 und 6):

Es wird angeregt, die Struktur der beiden Ziffern mit ihren jeweils drei Novellierungs-

anordnungen einander anzupassen.

ZuZ 13 (§ 6 Abs. 4) und 14 (§ 6 Abs. 5):

Auf das Schreibversehen ,,Reglungen” im ersten Satz wird aufmerksam gemacht. Da es
sich um ein Binnenzitat innerhalb ein und desselben Paragraphen handelt, hat die Angabe
,»§& 6“ zu entfallen. Allerdings ist ein aus zwolf Absatzen bestehender Paragraph, bei dem
sich erst — und ausgerechnet — aus dem vorletzten Absatz (der im Wesentlichen die Heran-
ziehung Europaischer Mittel zum Gegenstand hat) ergibt, dass die Ubrigen Absatze den

Einsatz nationaler Mittel regeln, aus systematischer Sicht und aus Griinden der Lesbarkeit
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Uberarbeitungsbediirftig. Es wird vorgeschlagen, den § 6 in zwei Paragraphen aufzuspal-
ten, von denen der erste ausschlieBlich nationale Mittel zum Gegenstand hat, der zweite
ausschlieBlich sogenannte ,,Europaische Mittel”. Dies sollte sich auch schon in den jeweili-
gen Paragrapheniberschriften widerspiegeln (wobei zB in § 6 moglicherweise nicht nur
die Aufbringung nationaler Mittel, sondern — zumindest — auch der Einsatz dieser Mittel
angesprochen werden sollte). Dazu waren folgende Anordnungen zu treffen:

Die Uberschrift zu § 6 lautet:

113
950 e

In § 6 erhalten die Abs. 1 und la die Bezeichnungen ,,(1a)* und ,,(1b)*; vor dem Abs. 1a wird folgender Abs. 1
eingefiigt:
,»(1) Fiir den Einsatz nationaler Mittel gelten die in den folgenden Absitzen getroffenen Regelungen.*

$ 6 Abs. 4 entfillt.
In § 6 Abs. 5 wird [...] eingefiigt:

13
9900

Nach § 6 wird folgender § 6a samt Uberschrift eingefiigt:

9900

§ 6a. Fiir Forderungen nach diesem Bundesgesetz kann [...] ungeachtet des Einsatzes nationaler Mittel
auch Européische Mittel heranziehen. Dabei gilt Folgendes:

1.bis 3. ...«

Zu § 6a (dem § 6 Abs. 4 in der Fassung des Entwurfs) wird auf Folgendes hingewiesen: Da
die Ziffern als ganze Satze formuliert sind, ist am Beginn der Ziffern jeweils GroR-

schreibung geboten; am Ende jeder Ziffer ist ein Punkt zu setzen.

SchlieBlich wird auch auf das Schreibversehen ,im Osterreichischer Aufbau- und Resilienz-

plan”in Abs. 4 Z 1 hingewiesen.

Zuz15(§723):

Hier werden drei Novellierungsanordnungen zusammengefasst, die sich alle auf den § 7,
aber auf jeweils andere Ziffern beziehen. Einleitend sollte daher nur vom § 7 die Rede sein
(,In § 7“), womit auch die letzte Anordnung (die nicht etwa der Z 3 oder der Z 4, sondern

dem § 7 etwas anfiigt) korrekt formuliert werden kann:

In § 7wird inder Z 3 [ ...] ersetzt; der Punkt am Ende der Z 4 wird [...] ersetzt; folgende Z 5 wird angefiigt:

ZuZ 16 (§ 9 Abs. 2):

Unklar ist, was die Ermachtigung an die Kommission, in bestimmten Fallen auf eine Be-
fassung zu verzichten, konkret bedeuten soll: Der Gebrauch des Wortes ,verzichten” legt

nahe, dass die Befassung nicht unmittelbar auf Grund des Gesetzes unterbleiben darf;
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dann ist allerdings fraglich, in welcher Form der Verzicht der Kommission zum Ausdruck
gebracht werden soll und ob dabei eine Prazisierung jener Falle, bei denen auf eine Be-
fassung verzichtet werden soll, zu erfolgen hat.

ZuZ 17 (§ 9 Abs. 4):

Es muss ,,sonstige Beschliisse” heiRen.

AulRerdem wiirde es der unmittelbaren Verstandlichkeit der Anordnung dienen, wenn

nicht vom dritten, sondern vom letzten Satz die Rede ist.

ZuZ21(§13 Abs. 52 1 bis 3):

Auf das Formulierungsversehen ,in Z 2 der Beistrich” wird aufmerksam gemacht. Im
Ubrigen werden geringfligige Modifikationen bei der Formulierung der Novellierungs-

anordnung angeregt:

In § 13 Abs. 5 wird das Wort ,und* am Ende der Z 1 durch einen Beistrich ersetzt; der Z 2 wird das Wort ,und*
angefiigt; nach der Z 2 wird folgende Z 3 eingefiigt:

ZuZ 22 (§ 23 Abs. 1 erster Satz):

Es ist unzuldssig, mitten in einer Aufzahlung einen Schlussteil einzuschieben und dann mit
der Aufzdhlung fortzufahren. Das Wort ,flihren” muss daher jeweils am Ende der ersten
drei Ziffern wiederholt werden; dementsprechend muss am Ende der Z 2 ein Komma (und

kein ,,oder”) gesetzt und das ,,oder” vor der Z 4 ans Ende der Z 3 gestellt werden.
Auf die Fehlschreibung ,—kalte” (richtig: ,-kalte”) wird hingewiesen.

In Z 4 sollte das Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz nicht blo mit der Abkiirzung, sondern mit
dem Kurztitel zitiert werden (also ,,§ 5 Abs. 1 Z 1 des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes”)
und die Fundstelle der Stammfassung erganzt werden (vgl. LRL 131 ff). Unklar ist, warum
auf eine bestimmte Fassung (gemeint ist wohl das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 181/2021)
verwiesen werden soll; einer dynamischen Verweisung von einem Bundesgesetz auf ein
anderes Bundesgesetz stehen zumindest keine verfassungsrechtliche Bedenken entgegen
(vgl. in diesem Zusammenhang auch § 52 Abs. 1 UFG). Falls auf das Erneuerbaren-Ausbau-
Gesetz dynamisch Bezug genommen werden soll, bedarf es — angesichts der in § 52 Abs. 1

UFG getroffenen Regelung —auch keines weiteren Zusatzes.

Weiters muss es in Z 4 das Wort ,leisten” (statt: ,zu leisten”) und ,beitragen” (statt ,,bei-
zutragen®) heillen (,,soll die Verwirklichung von MaRnahmen angestrebt werden, die den
Ausbau [...] vorantreiben und damit [...] einen Beitrag zur [...] leisten sowie zur [...] bei-

tragen”).
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Zu Z 23 (§ 23 Abs. 1 zweiter Satz):

Es misste ,,nach dem Wort ,Klimaneutralitat” die Wortfolge ,, , der Kreislaufwirtschaft
[...]" heiRen. Allerdings ist die Formulierung ,,im Einklang mit der [...] Zielsetzung der Klima-

neutralitat, der Kreislaufwirtschaft und fiir einen umfassenden Umweltschutz” sprachlich
inkonsistent. Moglicherweise soll es — wiederum in Entsprechung des Grundsatzes der
Monosyndetie — ,,im Einklang mit der [...] Zielsetzung der Klimaneutralitdt und der Kreis-

laufwirtschaft und fir einen umfassenden Umweltschutz” heilRen.

ZuZ 24 (§ 24 Abs. 1):

Auf die in Z1 lit. c vorkommenden Fehlschreibungen ,—leitungen” (richtig: ,-leitungen”)

und ,einspeist” (richtig: ,,eingespeist”) wird aufmerksam gemacht.

In der Z 5 muss es zur sprachlich konsistenten Fortflihrung des Einleitungsteils

,Malnahmen zur Vermeidung” oder ,Investitionen zur Vermeidung” heiRRen.

Zu Z 25 (§ 27 Abs. 1):

Die Paragraphenbezeichnung ist nicht Teil des Abs. 1; sie ist dementsprechend bei der

Wiedergabe des neuen Abs. 1 nicht zu berlicksichtigen.

Zu Z 27 (Uberschrift des 4. Abschnitts):

Da die Uberschrift des 4. Abschnitts ausschlieRlich aus dem Wort , Altlastensanierung” (ge-
nauer: ,ALTLASTENSANIERUNG") besteht, kann nicht davon gesprochen werden, dass die-
ses Wort ,,[i]n der Uberschrift des 4. Abschnitts” ersetzt wird. Die Novellierungsanordnung

muss daher einfach ,,Die Uberschrift des 4. Abschnitts lautet:“ heiRen.

ZuZ 28 (§ 29a):

Jedem Paragraphen ist eine Uberschrift voranzustellen.

In dieser Paragraphentberschrift sowie auch im Text des Paragraphen ist klarzustellen,

von welcher Férderung in § 29a (im Unterschied zu § 29) Gberhaupt die Rede ist.

Zuz 29 (§ 30):

Bei der Wortfolge ,,Es konnen gefordert werden” handelt es sich um keinen Satz und dem-
zufolge auch um keinen Einleitungssatz. Die Wortfolge vor einer Aufzahlung, die den in-
haltlichen und syntaktischen Zusammenhang mit den Aufzahlungsgliedern herstellt, wird

vielmehr als Einleitungsteil bezeichnet.
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In Hinblick auf den neuen § 30a sollte im Ubrigen schon in der Uberschrift prazisiert wer-
den, dass es um Férderungen im Rahmen der Altlastensanierung geht.

Zu Z 30 (§ 30a):

Auch hier fehlt die Paragrapheniberschrift.

Die Form ,kdénnen” passt nicht zur Z 1; es muss daher , kann bzw. kénnen“ heiBen. Im
Ubrigen wird empfohlen, die Wérter ,geférdert werden” als Schlussteil an das Ende des

Paragraphen zu stellen.

Die Semikola am Ende der ersten beiden Ziffern sollten durch ein Komma (Z 1) bzw. ein

Lund” (Z 2) ersetzt werden.

Zuz31(§31):

Zum Begriff , Einleitungssatz” vgl. den Hinweis zu Z 29 (§ 30).

ZuzZ33(§31Z4undb5):

Die Einfligung soll nicht am Beginn der Aufzahlung (das ware am Beginn der Z 1), sondern

jeweils nach der Ziffernbezeichnung erfolgen.

ZuZ 34 (§ 34 Abs. 2):

Die Setzung eines Beistrichs und der Entfall des Wortes ,,sowie” kann in die Formulierung

»In § 34 Abs. 2 wird das Wort ,,sowie” durch einen Beistrich ersetzt” gefasst werden.

Es muss ,,wird die Wortfolge [...] eingefligt” heillen.

Zu Z 35 (5b. Abschnitt):

$48d:

Es sollte ,, und des Waldfonds“ heiRen.

$ 48e Abs. 1:

Das ,,oder” am Ende der Z 1 lit. b sollte wohl durch ein ,,und” ersetzt werden.

Es muss — vgl. zum wiederholten Mal den Grundsatz der Monosyndetie —,,Projekt-

vorleistungen und MalRnahmen* heil3en.

§ 48e Abs. 2:
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Unter der Annahme, dass sich die unionsrechtlichen Vorgaben auf die GAP und die gesetz-
lichen Vorgaben auf den Waldfonds bezieht, ware die Formulierung ,,unionsrechtlicher
bzw. gesetzlicher Vorgaben aus Mitteln der Gemeinsamen Agrarpolitik oder des Wald-
fonds“ geboten.

Im zweiten Satz muss es ,,Die Forderung von MalBnahmen [...] ist jedoch zuldssig.” heiBen.
$ 48f Abs. 1:

Statt ,,die Durchfiihrung der MaBnahmen [...] erstellt werden” (Z 3) muss es wohl ,,die

MaBnahmen [...] durchgefiihrt werden” heifRen.

§ 48f Abs. 2:

Es muss ,,zusatzliche [...]Jsichernde Voraussetzungen” lauten.
$48qg Abs. 1:

Da es sich bei Gebietskorperschaften um juristische Personen handelt, ergibt es keinen
Sinn, juristische Personen und bestimmte Gebietskdrperschaften nebeneinanderzustellen.
Zu Uberlegen ware auch, jene Personengesellschaften, die vor Augen stehen und die nicht

ohnehin juristische Personen sind, ausdriicklich zu nennen.

Im Ubrigen wird neuerlich an den Grundsatz der Monosyndetie erinnert.

§48i:

IndenZ1,4,5,6und9 muss es ,Vertretern heien, in den Z7 und 9 ,,einem Vertreter”.

Entsprechend dem Grundsatz der Monosyndetie ist in den Z 2 und 3 am Ende der lit. c je-

weils das Komma durch ein ,,und” zu ersetzen.
§48;:

Unklar ist, was Auftrage ,in Zusammenhang mit § 48e Abs. 1 Z 3“ sein sollen. Gemeint sind
moglicherweise Auftrage ,in Zusammenhang mit gemal § 48e Abs. 1 Z 3 geférderten Pro-

jektvorleistungen und MalRnahmen®.

Zuz 37 (§49Z1lit. d):

Was angefligt wird, ist definitionsgemald letzter Bestandteil der Gibergeordneten Glie-
derungseinheit. Die neue lit. d wird also nicht ,[i]ln § 49 Z 1 [...] nach der lit. c“ angefligt;
ausreichend ist: ,,Dem § 49 Z 1 wird [...] angefligt:“ oder ,,In § 49 wird derZ 1 [...] an-
geflgt:“.

Aus Griinden der einheitlichen Interpunktion innerhalb des § 49 ware die neue litera mit

einem Semikolon zu beschlieRen.
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Zu Z 38 (§ 53 Abs. 26):

In der Novellierungsanordnung ist zutreffend von einem Abs. 26 die Rede; bei der Wieder-
gabe des neuen Absatzes wurde aber versehentlich die Absatzbezeichnung ,,(24)“ verwen-
det.

In der Fundstelle im Einleitungsteil muss es ,,xxx/2022“ heilRen.

In der Z 1 hat die Wortfolge ,,des Gesetzes” zu entfallen (vgl. dazu den Hinweis zu Z 1
(Titel). Weiters muss es ,,§ 6 Abs. 1Z 3, Abs. 1aZ 3, Abs. 3Z 2 und 3, Abs. 4 und Abs. 5“
heillen und das Inkrafttreten des § 13 Abs. 5 Z 1 bis 3 anzuordnen. In Hinblick auf die oben

empfohlenen Erganzungen der Novelle ware die Inkrafttretensbestimmungen noch fol-
gendermaRen zu modifizieren: ,die Uberschrift zu § 6, ,§ 6 Abs. 1, 1a und 1b*“, ,§ 1 Ein-
leitungsteil und Z 1 bis 4“, ,,§ 6a samt Uberschrift”, ,,§ 29a samt Uberschrift“ und ,§ 30a
samt Uberschrift”; ,gleichzeitig entfallt § 6 Abs. 4“.

InderZ 2 musses ,§6Abs.1Z5und6, Abs. 1aZ 5 und 6 und Abs. 3Z 5 und 6“ sowie , § 7
Z 4 und 5“ heiRRen.

Zur Textgegeniiberstellung:

1. Es wird angeregt, die Textgegeniiberstellung nochmals auf die Ubereinstimmung der
Spalte ,Vorgeschlagene Fassung” mit dem Text des Gesetzesentwurfes zu prifen.
Beispielsweise entspricht der Text in der Spalte ,Vorgeschlagene Fassung“zu § 57 2 und
§ 23 Abs. 1 Z 4 nicht vollig der sich aus Z 9 und 22 des Entwurfs ergebenden Fassung (zB
laut Z 9 ,gemal § 35 bis § 47“, laut Textgegeniberstellung zu § 57 2 jedoch ,gemal

§§ 35 ff“).

2. Die Textgegeniberstellung sollte auch hinsichtlich der Gegenliberstellung inhaltlich
entsprechender Passagen der beiden Fassungen sowie der Hervorhebung der
Unterschiede iberarbeitet werden. Insbesondere kommt es vor, dass beide Fassungen
einer Bestimmung durch Hervorhebung zur Ganze (oder fast zur Ganze) als

unterschiedlich gekennzeichnet werden, obwohl dies tatsachlich nicht der Fall ist:

So etwa im Beispiel des § 6 Abs. 4, in dem eine korrekte Hervorhebung wie folgt aussahe:

(4) Die Bundesminmisterin fiir Khmaschutz, Umwelt. Energie, Mobilitit. (4) Die Reglungen in § 6 Abs. 1 bis 3 und 5 betreffen den Einsatz nationaler
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch die Mirtel. Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat,
Bundesmimisterin fiir Landwirtschaft. Regionen und Tourismus. kann fir Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch die
Forderungen nach diesem Bundesgesetz zusdtzlich auch EU-Mittel zur Ko- Bundesmumsterin fiir Landwirtschaft. Regionen und Tourismus, kann weiters fiir
Finanzierung heranziehen. Forderungen nach diesem Bundesgesetz und ungeachter des Einsatzes nationaler

Mittel auch Eurepdische Mittel heranziehen. Dabei gilt:

Ahnlich verhilt es sich mit § 23 Abs. 1 Z 1 bis 3:
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§ 23. (1) Im Hinblick auf die Erreichung der Zielsetzung gemdf § 1 Z 2 soll mit
der Umweltforderung im Inland die Verwirklichung von Mafnahmen
angestrebt werden, die

zu einem effizienten Einsatz ven Energie oder Ressourcen unfer Be-
dachtmahme auf die Europdischen Abfallhierarchie (Kreisloufwirtschaft),
zu einem Einsatz oder zum Umstieg auf erneuerbare Energietrdger oder
biogenen Rohstoffe (Biodkonomie) oder

zu einer grobtmdglichen Verminderung von (senstigen) Treibhausgas-
emissionen oder umwelt-belastenden Emissionen fiikren, oder

§ 23. (1) Ziele der Umweltforderung im Inland sind
1. die Verwirklichung von Umweltschutzmafnahmen, deren Erfolg die
gemeinschaftsrechtlich vorgegebenen umweltrelevanten Verpflichtungen
erheblich iibersteigt (zB Vorzieheffekt);

s

bt

bl

2. die Sicherstellung einer gréBtméglichen Verminderung von Emissionen;
3. die Bedachmahme auf den Grundsatz ,, Vermeiden vor Verwerten vor
Entsorgen™;

Entsprechendes gilt fir § 27 Abs. 1.
Vor allem bei dem umfangreichen § 24 Abs. 1 fehlt jede Bedachtnahme auf inhaltliche und
textliche Entsprechung, wie sie nachstehend dargestellt ist:

§ 24. (1) Es konnen gefordert werden § 24. (1) Es konnen gefordert werden

1. Investtionen sowie betriebliche Mobilitits- und VerkehrsmaBnahmen
zur Vermeidung oder Verringerung der Umwelthelastungen durch
klimarelevante Schadsteffe, insbesondere durch Kohlendioxid aus
Jfossilen Brennstaffen und andere zur Umsefzung gemeinschafts- und
staatsvertragsrechtlicher Reduktionsziele relevante Gase;
la. Investitionen zum Auvsbau von Fernwarmeleitungs- und Fernkalte-

lettungssystemen eimnschlieBlich der damit verbundenen Infrastruktur-
anlagen und —leitungen. die — unter Einrechnung von industrieller
Abwirme — einen Anteil von weniger als 80 vH an Fernwirme oder
Fernkilte aus erneunerbaren Energien aufweisen, Kaltemaschinen auf
Basis emeuerbarer Energietriger oder von Abwirme im Sinne des
§23 Abs.1 Z4. wober ber Kompressionskilteanlagen mundestens
530 vH der beir diesen Anlagen anfallenden Abwérme genutzt und in
das Fernwarmenetz eingespeist werden, sowie Gebaudeanschlisse;

2. unbeschadet Z 1 Investitionen

a) zur Vermeidung oder Verningerung der Luftbelastungen durch Staub-
emissionen, soweit Anlagen, Arbeits- und Zugmaschinen im Sinne des
Kraftfahrgesetzes 1967 (KEFG 1967), BGBI. Nr. 267/1967, in der
Jjeweils geltenden Fassung, sowie Baumaschinen und Baustellengerdte
mit Selbsiziindungsmotoren im Sinne der Verordnung iiber Mafi-
nahmen zur Bekdmpfung der Emissionen von gasformigen Schad-
stoffen und lufrverunreinigenden Partikein aus Verbrennungsmotoren
fiir mabile Maschinen und Gerdte (MOT-V), BGBI. Il Nr. 136/2005 in
der jeweils geltenden Fassung, verbessert oder ersetzt werden;

b) zur Vermeidung oder Verringerung der Umweltbelastungen durch
sonstige Lufiverunreinigungen. soweit Anlagen verbessert oder ersetzt
werden;

¢) zur Vermeidung oder Verringerung der Umweltbelastungen durch
Liarm. soweit Anlagen verbessert oder ersetzt werden,

d) zur Verringerung der Umweltbelastungen durch Behandlung oder
Lagerung von gefahriichen Abféllen.

@) zur Vermeidung oder Verringerung der Umweltbelastungen durch
Steigerung der Ressourceneffizienz;

3. Oko-Tnvestitionen, das sind Anlagen gemaB Z 1 wnd 2. die durch den
Einsatz fortschrittlichster Technologien (Stand der Wissenschaft)
besonders geeignet erscheinen die Umweltbelastungen zu verringern
(Pilotanlagen);

4. Investitionen fiir Sofortmafnahmen, die dringend erforderlich sind, um
durch Luftverunreinigungen oder gefahrliche Abfdlle verursachte
Gefahren fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen abzuwehren,
soweif diese Mafnahmen nicht zeitgerecht dem diese Gefahren
Verursachenden aufeetragen oder von diesem unfer anderem aus
wirtschaftlichen Griinden nicht zeitgerecht durchgefithrt werden kinnen;

5. immaterielle Leistungen, das sind
Planungs- und Projektvorleistungen, Beratungsieistungen sowie
Umweltstudien. die 1m Zusammenhang mut denm Z 1 bis 3

genannten MalBnahmen notwendig sind oder die im Zusammenhang
mit diesen MaPnahmen stehen und im Rahmen von regionalen
Programmen abgewickelt werden.

1. Investitionen
a) zum effizienten Einsatz von Energie,
b) zur  Erzeugung und zum  effizienten  Einsaiz  ernmeuerbarer
Energietrdger in orisfesten oder mobilen Anlagen sowie in
betrieblichen Mobilitits- oder VerkehrsmaBnahmen,

¢) zum Ausban von Fernwarmeleitungs- und Femkalteleitungssystemen
emschlieBlich der damit verbundenen Infrastrukturanlagen und
—leitungen. die — unter Einrechnung von industrieller Abwirme —
emen Anteil von weniger als 80 vH an Fernwirme oder Fernkilte aus
erneuerbaren  Energien aufweisen, Kaltemaschinen auf Basis
erneuerbarer Energietriger oder von Abwirme im Sinne des § 23
Abs. 1 Z 4. wobe1 ber Kompressionskilteanlagen nundestens 50 vH
der bei diesen Anlagen anfallenden Abwirme genutzt und i das
Fernwirmenetz einspeist werden, sowie Gebaudeanschliisse;

d) zur Umstellung der Produktion auf den effizienten Einsatz von
biogenen Rohstoffen oder

e) zur sonstigen Vermeidung oder Verringerung von

Treibhausgasemissionen,

2. Investitionen zur  Vermeidung oder  Verringerung der
Umweltbelastungen durch sonstige Luftverunreimgungen, soweit
Anlagen verbessert oder ersetzt werden,

3. Investitionen zur Steigerung der Ressourceneffizienz und der

Kreislaufwirtschaft,

4. Investitionen zur Verringerung der Umweltbelastungen durch

Behandlung oder steffliche Verwertung von gefihriichen Abfillen,

3. zur Vermeidung oder Verringerung der Umweltbelastungen durch Lirm,
soweit Anlagen verbessert oder ersetzt werden,

=%

dko-innovative Investitionen. das sind Investitionen gemilB Z 1 bis 3. die
durch den Einsatz fortschrittlichster Technologien besonders geeignet
erscheinen, die Umweltbelastungen zu verringern,

™~

Investitionen in immaterielle Leistungen. das sind

a) Planungsleistungen, Projektvorleistungen und Umweltstudien. die im
Zusammenhang mut den m Z1 bis 6 genannten Mafnahmen
notwendig sind, und

b) Beratungsleistungen, die entweder im Zusammenhang mit den in Z 1
bis 3 genannten MaBnahmen notwendig sind oder die 1m
Zusammenhang nut diesen MaBnahmen stehen und 1m Rahmen von
regionalen Programmen abgewickelt werden, sowie Leistungen von
Dienstleistern zur energetischen Optimierung oder zur Verlingerung
der technischen Nutzungsdauer ven elektrischen oder elekironischen
Haushaltsgerdten;

und
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Soweit es sich lediglich um die — hier: nachtragliche — Herstellung korrekter
Unterschiedshervorhebungen (bei korrekter, entsprechend genauer Gegenlberstellung
inhaltlich korrespondierender Bestimmungen) handelt, wird die Verwendung der im
E-Recht-Add-In ,Legistik” in der Gruppe , TGU“ verfiigbaren Funktion ,Gelbe
Markierungen neu berechnen” empfohlen, die, auf markierte Tabellenzeilen angewendet,
eine korrekte Unterschiedshervorhebung herstellt.

Im Ubrigen wird nachdriicklich empfohlen, von vorneherein die entsprechenden
technischen Hilfsmittel bei der Erstellung der Textgegenliberstellung zu verwenden (vgl.

die Hinweise zu Textgegeniberstellungen im Verwaltungswiki?).

Diese Stellungnahme wird im Sinne der EntschlieBung des Nationalrates vom 6. Juli 1961

auch dem Prasidium des Nationalrates zur Kenntnis gebracht.

Wien, am 7. Janner 2022
Fiir die Bundesministerin fiir EU und Verfassung:
Dr. Albert Posch, LL.M.

Elektronisch gefertigt

4 https://www.ag.bka.gv.at/at.gv.bka.wiki-bka/index.php/Textgegen%C3%Bcberstellung

12 von 12

www.parlament.gv.at


https://www.ag.bka.gv.at/at.gv.bka.wiki-bka/index.php/Textgegen%C3%Bcberstellung

WK 05}-“.‘?

\)% s
Py iy
& <=

BUNDESKAMZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2022-01-07T13:47:41+01:00
Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e . Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prifinformation Informationen zur Prifung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.parlament.gv.at

on 13



	I.  Allgemeines
	II.  Inhaltliche und legistische Bemerkungen
	Allgemeines:
	Zum Titel:
	Zum Einleitungssatz:
	Zu Z 1 (Titel):
	Zu Z 2 (§ 1 Z 2), 3 (§ 1 Z 3), 4 (§ 1 Z 4) und 5 (§ 1 Z 4 und 5):
	2. Im Einleitungsteil des § 1 entfällt der Doppelpunkt.
	3. In § 1 Z 1 wird das Wort „Schutz“ durch die Wortfolge „der Schutz“ und der Strichpunkt am Ende der Ziffer durch einen Beistrich ersetzt.
	4. § 1 Z 2 lautet:
	5. In § 1 Z 3 wird das Wort „Schutz“ durch die Wortfolge „der Schutz“, das Wort „gemeinschaftsrechtlicher“ durch das Wort „unionsrechtlicher“ und der Strichpunkt am Ende der Ziffer durch einen Beistrich ersetzt; die Wortfolge „materielle und immaterie...
	6. In § 1 Z 4 wird das Wort „Schutz“ durch die Wortfolge „der Schutz“ und der Ausdruck „(Altlastensanierung).“ durch die Wortfolge „sowie durch Maßnahmen zur Nachnutzung von Standorten in Ortsgebieten (Altlastensanierung und Flächenrecycling) und“ ers...
	7. Dem § 1 wird folgende Z 5 angefügt:
	Zu Z 6 (§ 2 Abs. 2):
	8. In § 2 Abs. 2 erster Satz wird […] eingefügt.
	9. In § 2 Abs. 2 zweiter Satz wird das Wort […] und die Wortfolge […] ersetzt; nach dem Wort „Technologien“ wird […] eingefügt.
	Zu Z 7 (§ 3 Abs. 2):
	Zu Z 9 (§ 5):
	Zu Z 10 (§ 6 Abs. 1 Z 3, 5 und 6) und 11 (§ 6 Abs. 1a Z 3, 5 und 6):
	Zu Z 13 (§ 6 Abs. 4) und 14 (§ 6 Abs. 5):
	Die Überschrift zu § 6 lautet:
	In § 6 erhalten die Abs. 1 und 1a die Bezeichnungen „(1a)“ und „(1b)“; vor dem Abs. 1a wird folgender Abs. 1 eingefügt:
	§ 6 Abs. 4 entfällt.
	In § 6 Abs. 5 wird […] eingefügt:
	„…“
	Nach § 6 wird folgender § 6a samt Überschrift eingefügt:
	Zu Z 15 (§ 7 Z 3):
	In § 7 wird in der Z 3 […] ersetzt; der Punkt am Ende der Z 4 wird […] ersetzt; folgende Z 5 wird angefügt:
	Zu Z 16 (§ 9 Abs. 2):
	Zu Z 17 (§ 9 Abs. 4):
	Zu Z 21 (§ 13 Abs. 5 Z 1 bis 3):
	In § 13 Abs. 5 wird das Wort „und“ am Ende der Z 1 durch einen Beistrich ersetzt; der Z 2 wird das Wort „und“ angefügt; nach der Z 2 wird folgende Z 3 eingefügt:
	Zu Z 22 (§ 23 Abs. 1 erster Satz):
	Zu Z 23 (§ 23 Abs. 1 zweiter Satz):
	Zu Z 24 (§ 24 Abs. 1):
	Zu Z 25 (§ 27 Abs. 1):
	Zu Z 27 (Überschrift des 4. Abschnitts):
	Zu Z 28 (§ 29a):
	Zu Z 29 (§ 30):
	Zu Z 30 (§ 30a):
	Zu Z 31 (§ 31):
	Zu Z 33 (§ 31 Z 4 und 5):
	Zu Z 34 (§ 34 Abs. 2):
	Zu Z 35 (5b. Abschnitt):
	Zu Z 37 (§ 49 Z 1 lit. d):
	Zu Z 38 (§ 53 Abs. 26):
	Zur Textgegenüberstellung:



		2022-01-07T13:47:41+0100
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




